
I 

l 

0 ' . 

o . 

: ; .·o·· . 

' 0
· ·~ 

B e g r ü n d u n g 

zum Bebauungsplan Nr. 6 (Dungelbecker Straße/Im Westerfelde) 
· - Ortschaft Waltorf -

der Stadt Peine 

1. Erfordernis der Planaufstellung 
Die Ortschaft Waltorf - uberw1egend landwirtschaftlich 

. strukturiert- hat' in der Siedlungsfunktion der Stadt Peine 
die Aufgabe der Eigenentwicklung. 

Die noch vor der Gemeindeneugliederung durch Bauleit­
planverfahren bereitgestellten Flächen für die Siedlungs­
entwicklung der damals selbständigen Gemeinde sind heute 
restlos bebaut. 

Vereinzelt im Ort noch vorhandene hofnahe . Weideflächen 
oder größere Hausgärten der landwirtschaftlichen Betriebs­
stellen müssen diesen aus funktionalen Gründen erhalten 
bleiben; sie sind für die Siedlungsentwicklung auch nicht 
geeignet. In bezug auf Immissionen könnte hier einer Wohn­
nutzung nicht der berechtigte Schutz. eingeräumt werden. 

Aus den vorgenannten Argumenten ergibt sich die Notwendigkeit, 
die Fläche dieses Bebauungsplanes städtebaulich zu ordnen und 
für die Eigenentwicklung der Ortschaft der Bebauung zuzuführen. 

2. Einfügung in die Baule-i tplanung, die überörtliche Planung 
und die Raumordnung 
Der Bebauungsplan 1st aus dem Flächennutzungsplan entw1ckelt 
worden, in dem das Gebiet als allgemeines Wohngebiet darge­
stellt ist. 

Die Planung ist den Zielen der Raumordnung und Landes­
planung - bekanntgegeben durch das Landesplanerische 
Rahmenprogramm vom 14.10.1976- angepaßt. 

Nach diesen Zielen hat die Stadt Peine als Mittelzentrum 
u. a. die Aufgabe zur Sicherung und Entwicklung von umfang­
reichen Wohngebieten für den Zuzug von außen und für die 
Eigenentwicklung der Ortsteile. 

Zur Verwirklichung dieser Aufgabe ist für die Ortschaft 
Waltorf im Flächennutzungsplan das Gebiet dieses Bebauungs­
planes als allgemeinesWohngebiet dargestellt. 

3. Bestehende Rechtsverhältnisse 
Der rauml1che Geltungsbere1ch liegt überwiegend außerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile . Bau- und planungs­
rechtliche Festsetzungen bestehen bisher nicht. 

In der südöstlichen Ecke des Planungsgebietes befindet 
sich ein bebautes Wohngrundstück. 

Einbezogen in den Geltungsbereich ,ist der von der Siedlungs­
straße in südliche Richtung in die Feldmark führende Wirt­
schaftsweg. Die übrigen Flächen werden landwirtschaftlich 
genutzt. 
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Das den Planungsbereich nördlich begrenzende allgemeine 
Wohngebiet ist durch städtebauliche.Festsetzungen ge­
ordnet und bereits überwiegend bebaut. Die östlich und 
südlich angrenzenden bebauten Gebiete sind entsprechend 
ihrer Nutzung im F-Plan als allgemeines Wohngebiet bzw. 
als Dorfgebiet dargestellt. Festsetzungen durch ein~n 
Bebauungsplan bestehen hier nicht. 

Die Ländereien im westlichen Bereich sind im Flächen-
. nutzungsplan als Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. 

4. Der Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes 
Das Planungsgeb~et scfil~eßt etwa fiöfiengle~ch an d~e 
vorhandenen Wohngebiete an. Abgesehen von nur geringfügigen 
Höhenunterschieden innerhalb des Gebietes liegt das gesamte 
Gelände ca. 77,5 m über NN. 

Die Boden- und Untergrundverhältnisse können sowohl für die 
Bebauung als auch für die Vegetation als gut bezeichnet 
werden. 

Die westlich an den Geltungsbereich angrenzenden 
liehen Flächen werden als Ackerflächen genutzt. 
Begrenzung bildet die vorhandene, eingeschossige 
bzw. im Süden die Dungelbecker Straße. 

5. Erschließung und Versorgung 

landwirtschaft­
Die weitere 
Wohnbebauung, 

Durch die Weiterführung der Straße "Im Westerfelde" bis 
zur Dungelbecker Straße und einer Einhangstraße ist das 
Gebiet so erschlossen, daß eine den verschiedenen Ansprüchen 
entsprechende Grundstücksaufteilung möglich ist. 

Zum nördlich angrenzenden Kinderspielplatz ist eine 
Zuwegung vorgesehen, durch die gleichzeitig·zwei, im rückwärtigen 
Bereich liegende Baugrundstücke _erschlossen werden. 

Der Fortsatz der Einhangstraße bis zur Geltungsbereichsgrenze 
soll die Verbindung zu einem später zu entwickelden Baugebiet 
im westlichen Anschluß sichern. 

Für den Besucherverkehr sind an der Einhangstraße Parktaschen 
vorgesehen. 
Nördlich an den Planungsbereich angrenzend befindet sich 
ein öffentlicher Kinderspielplatz, der durch Bebauungsplan 
Nr. 5 festgesetzt ist.Es ist vorgesehen diesen Platz wegen seiner 
ungünstigen Lege aufzuheben und der Wennutzung zuzuführen. 

Nach*der Kinderspielplatzentwicklungsplanung ist zwischen 
Beuthener Straße und Westerbergstraße e1n Zentralspielplatz 
vorgesehen. Dieser Platz soll das Spielangebot für die 
verschiedenen Altersgruppen in der Ortschaft bereitstellen. 

Ladengeschäfte. zur Versorgung der Bevölkerung mit Gütern des 
täglichen Bedarfs sind am Ort vorhanden. 

*dem Entwurf 

• 
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Die Ortschaft Waltorf ist durch Bush~ltestellen an das öffent~ · 
liehe Nahverkehrsnetz angeschlossen. Außerdem ist Waltorf Halte­
punkt auf der Bundesbahnstrecke Hannover-Braunschweig. 

; 

Die Versorgung -des Gebietes mit Trinkwasser und elektrischer 
Energie ist durch entsprechende Erweiterung der vorhandenen 
Leitungsnetze der zuständigen Versorgungsunternehmen möglich. 
Für die gesamte Or~schaft Waltorf werden die Abwässer zur 
·Zeit - - · im Mischsystem abgeleitet .. 
Das Planungsgebiet wird im Trennverfahren entwässert.Die Anschluß­
kanäle wären für große Abwasserstöße ous· einem Mischverfahren. nicht 
~ehr aufnahmefähig~ 
Im RW-Netz wird eine Regenrückhaltung vorgesehen.Dafür wird eine 
_50 m lange Sammelstrecke in ON t200 hergestellt. 

6. Bauliche und sonstige Nutzung 
Der vorhandenen Ortsstruktur und den Bedürfnissen der Bevöl­
kerung hier im ländlichen Raum entsprechend ist für das Gebiet 
eine aufgelockerte, eingeschossige Einzelhausbebauung vorgesehen. 

Durch dl.e Begrenzung der Geschoßzahl auf ein Vollgeschoß 
fügt sich das Baugebiet in die Umgebung ein. und bildet im 
westlichen Bereich einen natürlichen Übergang zur freien 
Landschaft. · 

Die Festsetzung "allgemeines Wohngebiet" entspricht der 
beabsichtigten Wohnnutzung in diesem Gebiet sowie der Struktur 
der näheren Umgebung. 

Der durch das Plangebiet verlaufende Wirtschaftsweg wird 
aufgehoben und den angrenzenden Baugrundstücken zugeschlagen. 
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Planungsstatistik 

Größe des Planungsgebietes 

Größe des Bruttc-Baugebietes 

2,6320 ha 

2,7255 ha 
unter Einbeziehung der angrenzenden 
Dungelbecker Straße (halbe Breite) 

Erschließungsflächen 

Straßen/Wege 

Bezeichnung 

vorhanden 

Dungelbecker Straße 

geplant 
Verlängerung 
"Im Westerfelde" 
(A-A) 

Einhangstraße 
(B-B) 

Verbindungsweg 
(C-C) 
Schmiegen 
Parkplätze 

Querschnitt 
m 

13,85/2 

8,00 

5,00 

untersch. 

6 Stück 

Länge 
m 

135 

272 

170 

48 

Fläche 
m:z 

935 

2176 

850 

160 
so 
90 

4261 

Die Erschließungsflächen betragen mithin 16 \ des 
Bruttobaugebietes. 

Größe des Netto-Baulandes 2,2994 ha 

7.5 Besiedlungsdichte 

7.5.1 

7.5.2 

Netto-Wohndichte 
vorhanden ist: 1 Einzelhaus 
geplant sind: 31 Einfamilienhäuser 

(30 \ Einliegerwohungen) 

41 = 18 WE/h·a Netto-Bauland 
r,2994 

Brutto-Wohndichte 
41 = 15 WE/ha· Brutto-Bauland 
2,7255 

1 WE 
31 WE 

9 WE 
41 WE 

Unter Zugrundelegung von 2,5 Personen/WB können 102 
Personen im Planungsgebiet wohnen. 
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= 44 Personen/ha Netto-Bauland 
(Besiedlungsdichte) 

7.6 

7. 6. 1 

Ruhender Verkehr 

Stellplätze oder Garagen können entsprechend dem Bedarf 
auf den Baugrundstücken selbst untergebracht werden. 

7.6.2 Parkplätze 

7.7 

8. 

Festgesetzt sind insgesamt 6 Parkplätze als Parktaschen 
an der Einhangstraße 

Flächenanteile am Brutto-Baugebiet 
(Zusammenstellung) 
Brutto-Baugebiet = 2,7255 ha = 100 
Erschließungsflächen = 0,4261 ha = 16 
private Baugrundstücke = 2,2994 ha = 84 

Kostenschätzung 

Die der Gemeinde voraussichtlich durch die vorgesehenen 
städtebaulichen Maßnahmen entstehenden Kosten betragen 
ca. 720.000.-- DM. 

CJ.o 

CJ.o 

CJ.o 

9. Planverwirklichung und Folgeverfahren 

Das Planungsgebiet wird durch private Bodenordnung der geplanten 
Nutzung zugeführt. 
Der Ausbau der im Plan festgesetzten Straßen, Wege und 
öffentlichen Parkplätze wird von der Stadt Peine vorgenommen. 

10. Finanzierung der vorgesehenen Maßnahmen 

Die Stadt Peine wirdihre Erschließurigsmaßnahmen finanzi~ren. 

Die Kosten für den Ausbau der Straßen, Wege und Parkplätze 
und die Herstellung ihrer Einrichtungen zur Entwässerung 
und Beleuchtung werden nach dem geltenden Erschließungsrecht 
in Verbindung mit der Erschließungsbeitragssatzung und ggf. 
mit der Straßenausbaubeitragssatzung der Stadt Peine 
verteilt .und von den Grundstückseigentümern erhoben. 

Die Ausgaben für die Herstellung der Einrichtungen zur Schmutzwasser­
beseitigung werden bei Erhebung von Kenolbaubei trägen vqn der Stadt 
Peine getragen. Dieses gilt auch für _die Obe:r;-flächenentwässerung der 
Grundstücke. Für die Wasser- und Eltversorgung sind die Versorgungs­
unternehmen zuständig. 

Peine, 

.... 
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Prüfung der Bedenken und Anregungen 

Das Wasserwirtschaftsamt und der Wasserbeschaffungsverband haben 
mitgeteilt, daß d~e Versorgung des Gebietes mit Trinkwasser erst 
erfolgen kann, wenn die wasserrechtliche Bewilligung für das 
Wasserwerk Eddesse-Wehnsen rechtskräftig ist und der Verband mit 
dem Bau des Wasserwerkes begonnen hat. 

Die Landwirtschaftskammer hat gegen die Planung Bedenken vorge­
bracht und hält folgende Änderungen für notwendig: 

Festsetzung d~r im westlichen Planbereich liegenden 
Grundstücke als Dorfgebiet, 
Festsetzung einer 5 m breiten Bepflanzungsbindung 
<:.ls Schutzpflanzung zu den wes·tl·ich- angrenzenden 
Ackerflächen, · 
textliche Festsetzungen,daß Grenzbefestigungen 

.. (Mauern, Zäune) nur ca. 0, SO m bis 0, 80 m von der 
Grundstücksgrenze entf~rnt angelegt wer~en dürfen. 

Die vorgeschlagenen Änderung.e·n können nicht berücksichtigt -werden. 

Der Bebauungsplan ist aus dem ·F-Plan zu entwickeln. Die~er stellt 
für das Plangeh iet und die angrenzenden Siedlungsbereich'e allge­
meines Wohngebiet dar. Im Grenzbereich zur freien Landschaft müssen 
Nutzungskonflikte nach dem Gebot der gegenseitigen Rücksicht- · 
nahme ausgeglichen werden. 

• Eine Abgrenzung des Siedlungsbereiches als Schutz gegen die von 'den 
angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen zu erwartenden Immissionen 
urch einen 5 m breiten Gehölzstreifen würde die Baugrundstücke in 
rer Nutzung unverhältnismäßig einschränken. Naturgemäß wird von 

Grundstückseigentümern auch ohne dirigistische Bepflanzungs-
b , dung ein ausreichender Schutz durch Gehölzpflanzungen angelegt. 

·e Festsetzung eines sogenannten Schwengelrechtes gibt es im 
tplanverfahren keine gesetzliche Grundlage. 

_Diese Begründung 
·Entwurf vom 10.02. 
Der Rat der Stadt P 
dung beschlossen. 

t mit dem Bebauungsplanentwurf und dem städtebaulichen 
84 bis 12.03. 1984 öffentlich ausgelegen~ 

e hat in seiner Sitzung am 25. 10.1984 diese Begrün-


